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REGIERUNGSPRÄSIDIUM KARLSRUHE 

ABTEILUNG 5 - UMWELT 
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Peter Kwasny GmbH 
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74831 Gundelsheim 
 

Karlsruhe 05.06.2025 

Name Marc Hafner 

Durchwahl +49 721 926 7451 

Aktenzeichen RPK542-882-674/5/3 

(Bitte bei Antwort angeben) 

 

Kassenzeichen (Bitte bei Zahlung angeben): 

2505165011172  

Zahlungsempfänger: Landesoberkasse BW 

IBAN: DE02 6005 0101 7495 5301 02 

BIC:   SOLADEST600 

Betrag:  117559,00 EUR  
 

 

 Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 

Antrag der Firma Peter Kwasny GmbH auf Erteilung einer immissionsschutz- 

rechtlichen Änderungsgenehmigung für die Erweiterung des bestehenden Logistik-

zentrums am Standort 74889 Sinsheim, Neulandstraße 36 

Ihr Antrag vom 24.02.2023, eingegangen am 27.03.2023 und zuletzt ergänzt am 

30.04.2025

 

Anlagen 

1 Mehrfertigung des Genehmigungsbescheides 

1 Fassung gesiegelter Antragsunterlagen (5 Ordner) - wird getrennt versendet 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach Prüfung der o.g. Antragsunterlagen ergeht folgender Bescheid: 

 

1.  

Der Peter Kwasny GmbH (nachfolgend Firma Kwasny genannt), vertreten durch die 

Geschäftsführerin Frau Kwasny-Grimminger, wird auf Ihren Antrag vom 24.02.2023, 

zuletzt ergänzt mit Schreiben vom 30.04.2025,  
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gemäß § 16 BImSchG Abs. 1 in Verbindung mit den Nummern 9.1.2 (V) und 9.3.1 (G) 

des Anhang I der vierten Verordnung zur Durchführung des BImSchG (4. BImSchV) 

in Verbindung mit Anhang 2 der 4. BImSchV die 

 

IMMISSIONSSCHUTZRECHTLICHE GENEHMIGUNG 

 

für die Erweiterung des bestehenden Logistikzentrums und die  

Lagermengenerhöhung von Aerosoldosen auf dem Gelände des Logistikzentrums, 

Neulandstraße 36, Flst.Nr. 8799 in 74889 Sinsheim erteilt.  

 

Diese beinhaltet: 

 

1.1 Die Erhöhung der vorhandenen Stoffe/ Gemische von 225 t (776 t Spraydo-

sen) auf maximal 3.669,1 t (netto1) brennbarer Gase in Aerosoldosen. Die 

Stoffe/ Gemische werden in den neuen Bauabschnitten, Hochregallager 

(HRL), automatischen Kleinteilelager (AKL) sowie im Versand- und Kommis-

sionierungsbereich (Versandb.) gelagert bzw. gehandhabt. 

 

Beantragte Lager-/ Umschlagskapazitäten: 

 

LGK Menge (kg) 

HRL 

Menge (kg) 

AKL 

Menge (kg) 

Versandb. 

Genehmigungsmenge (kg)  

gesamt 

2 B 2.993.000 389.000 118.000 3.500.000 

5.2 0 0 100 100 

3 128.000 17.000 5.000 150.000 

10 8.000 1.000 1.000 10.000 

11 1.000 1.000 1.000 3.000 

12 4.000 1.000 1.000 6.000 

 3.134.000 409.000 126.100 3.669.100 

 

 

 

 

                                            
1 Ohne Einbeziehung von Umverpackungen (z. B. Blechdosen) und anderen Bestandteilen (z. B. Me-
tallkugeln, die in die Spraydosen eingebracht werden). 
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1.2 Die in 1.1 gehandhabten und gelagerten Produkte können die folgenden          

Eigenschaften aufweisen: 

 

a) Lagerklassen (LGK) gem. den Technischen Regeln für Gefahrstoffe 510:  

 

LGK Beschreibung der Lagerklasse entsprechend TRGS 510 

2 B Druckgaspackungen (Aerosoldosen) 

3 Entzündbare Flüssigkeiten 

5.2 Organische Peroxide und selbstzersetzliche Gefahrstoffe 

10 Brennbare Flüssigkeiten, die keiner der vorgenannten LGK zuzu-

ordnen sind 

11 Brennbare Feststoffe, die keiner der vorgenannten LGK zuzuord-

nen sind 

12 Nicht brennbare Flüssigkeiten, die keiner der vorgenannten LGK 

zuzuordnen sind 

 

  b) Gefahrenkategorien gem. CLP-VO/ 12. BImSchV (Störfallverordnung- 

      StörfallV): 

 

H1 Akut toxisch, Kategorie 1 (alle Expositionswege) 

P3a P3a Aerosole der Kategorie 1 oder 2, die entzündbare Gase der 

Kategorie 1 oder 2 oder entzündbare Flüssigkeiten der Kategorie 

1 enthalten 

P5c Entzündbare Flüssigkeiten der Kategorien 2 oder 3, nicht erfasst 

unter P5a und P5b 

P6b Selbstzersetzliche Stoffe und Gemische, Typ C, D, E oder F, oder 

organische Peroxide Typ C, D, E oder F 

E1 Gewässergefährdend, Kategorie Akut 1 oder Chronisch 1 

E2 Gewässergefährdend, Kategorie Chronisch 2 

2.44* Wasserstoff 

* Namentlich genannte gefährliche Stoffe 
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  c) Wassergefährdungsklassen (WGK) gemäß der Verordnung zum                    

    Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV): 

 

Feste, pastöse und flüssige Stoffe WGK 1 

WGK 2 

WGK 3 

Nicht wassergefährdend 

 

1.3 Die Tabelle 2 des Erläuterungsberichts ist Bestandteil dieser Genehmigung. 

Aus dieser ergeben sich verbindlich die Produktarten, die Gefahrenkategorien 

nach der Störfallverordnung, die Lagerorte sowie die Lagerkapazitäten.  

 

1.4 Durch das Vorhandensein der in Nr. 1.2 genannten Gefahrenkategorien in ei-

ner Menge von max. 4.298,92 Tonnen (s. Erläuterungsbericht, Tabelle 2, 

S.19 ff) ist die Anlage aufgrund des Anhangs I Spalte 5 einem Betriebsbe-

reich der oberen Klasse nach der Störfallverordnung zuzuordnen. 

 

1.5 Der Genehmigung liegen die in Nr. 2 dieses Bescheides genannten und mit 

dem Dienstsiegel des Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen Antrags-

unterlagen zugrunde. Die Anlage ist nach diesen Unterlagen zu errichten und 

zu betreiben, sofern in den Nebenbestimmungen nichts anderes festgelegt 

ist.  

 

1.6 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG 

folgende Entscheidungen ein:  

a) Baugenehmigung nach §§ 49 und 58 der Landesbauordnung für Baden-

Württemberg (LBO). 

Für die Errichtung von: 

- einem automatischen Hochregallager (HRL) zur Lagerung von  

Aerosolen, Lackstiften sowie Zukaufartikel, 

- einem Versandbereich zur Bereitstellung von angelieferter Ware bis zur 

Einlagerung. 

Für den Rückbau von: 

- Regalanlagen. 

Die Baugenehmigung wird ohne Baufreigabe erteilt. 

b) Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 Betriebssicherheitsverordnung. 
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1.7 Diese Genehmigung ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, 

die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden.  

 

1.8 Die Genehmigung erfolgt unter den in Nr. 4 dieses Bescheides aufgeführten 

Nebenbestimmungen. 
 

1.9 Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Be-

standskraft dieser Entscheidung mit der Errichtung der Anlage begonnen 

wird. 

 

1.10 Der Beginn der Bau- und Ertüchtigungsmaßnahmen sind dem Regierungs-

präsidium Karlsruhe, Referat 54.2, jeweils spätestens zwei Wochen zuvor 

schriftlich mitzuteilen. 
 

1.11 Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in Höhe von 117.559 Euro festge-

setzt. 

 

2. ANTRAGSUNTERLAGEN 

 

Der Entscheidung liegen die mit dem Dienstsiegel des Regierungspräsidiums Karls-

ruhe versehenen Antragsunterlagen zu Grunde. 

 

Es handelt sich hierbei um folgende Unterlagen: 

 

Erläuterungsbericht, Formblätter - Ordner I 

 

Kapitel Bezeichnung  Seiten 

 Deckblatt Genehmigungsantrag 1 - 2 

 Inhaltsverzeichnis 3 - 6 

1. Beschreibung des Vorhabens 7 - 26 

2. Standortbeschreibung 27 - 33 

3. Beschreibung der Anlage 34 - 40 

4. Betriebsbeschreibung 41 - 47 

5. Angaben zu den gelagerten u. gehand-

habten Gütern 

48 - 52 
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6. Angaben zu den Mengen an gelager-

ten bzw. gehandhabten Gütern 

53 - 54 

7. Anforderung gemäß den Technischen 

Regeln für Gefahrstoffe (TRGS) 510 

55 - 57 

8. Brand- und Explosionsschutz 58 - 68 

9. Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen 

69 - 70 

10. Abfall 71 - 72 

11.  Emissionen  73 - 74 

12. Wasser/Abwasser 75 

13. Verwendung von Energie 76 – 77 

14. Arbeitsschutz 78 – 79 

15. Mögliche Betriebsstörungen/ Anlagen-

sicherheit 

80 – 85 

16. Betriebsorganisation 86 – 87 

17. Angaben zur Umweltverträglichkeits-

prüfung 

88 - 98 

18. Maßnahmen bei der Betriebsstillegung 99 

19. Anlagen 99 

 Formblätter Anzahl der Seiten 

Formblatt  Inhaltsverzeichnis 2 

Formblatt 1 Antragstellung 6 

Formblatt 2.1 Technische Betriebseinrichtung 1 

Formblatt 2.2 Produktionsverfahren/ Einsatzstoffe 1 

Formblatt 3.1 Emissionen/ Betriebsvorgänge 1 

Formblatt 4 Lärm 2 

Formblatt 5.1 Abwasser/ Abfall 1 

Formblatt 5.3 Abwasser/ Einleitung 1 

Formblatt 6.1 Übersicht/ Wassergefährdende Stoffe 2 

Formblatt 6.2 Detailangaben/ Wassergefährdende 

Stoffe 

3 

Formblatt 7 Abfall 3 

Formblatt 8 Arbeitsschutz 3 

Formblatt 

10.1 

Anlagensicherheit Störfall-Verordnung 3 
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Formblatt 

10.2 

Anlagensicherheit Sicherheitsabstand 1 

Formblatt 11 Umweltverträglichkeitsprüfung 1 

 Topografische Karte 1 

 Kartenauszug 1 

 Deckblatt  

Prüfbericht zur Erlaubnis  

gemäß § 18 BetrSichV 

1 

 Prüfbericht zum Erlaubnisantrag 11 

 Deckblatt 

Erlaubnis nach WHG 

1 

 Technische Erläuterungen zum Antrag 

auf wasserrechtliche Erlaubnis 

12 

Anlage 1.1 Topografische Karte mit Projektstand-

ort  

1 

Anlage 1.2 Luftbild mit aktueller Bebauung 1 

Anlage 1.3 Neubau Perspektive 1 

Anlage 1.4 Übersichtslageplan Projektstandort mit 

Bohrpunkten M = 1 : 1000 

1 

Anlage 1.5 Grundwassergleichenplan vom 

10.01.2023 M = 1 :500 

1 

Anlage 1.6 Hochwassergefahrenkarte  2 

Anlage 2.1 Bohrprofile der Bohrungen BS/ GWM1 

bis BS/GWM4 

1 

Anlage 2.2 Bohrprofile der Bohrung B1 Autobahn 

mit Lageplan 

1 

Anlage 2.3 Kornverteilungen BS1 bis BS4 3 

Anlage 3.1 Gebäudeplan Neubau M = 1 : 250 1 

Anlage 3.2 Schnitte A-A Süd Gebäude M 1 : 100 1 

Anlage 3.3 Schnitte A-A Nord Gebäude M 1 : 100 1 

Anlage 3.4 Schnitte C-C M = 1 : 100  1 

Anlage 3.5 Schnitt Y-Y Versickerung Drainage-

wasser M = 1: 50 

1 
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 Deckblatt 

KAS-18: Gutachten zum angemesse-

nen Achtungsabstand 

1 

 Ermittlung der angemessenen Sicher-

heitsabstände 

1 

 Inhaltsverzeichnis 1 

1. Aufgabenstellung und rechtliche 

Grundlagen 

3 

2. Örtliche Lage 1 

3. Schutzobjekte im Sinne des § 3 Abs. 

5d BImSchG 

3 

4. Beschreibung des Betriebsbereichs 2 

5. Ermittlung des angemessenen Sicher-

heitsabstands 

10 

6. Bewertung zur Genehmigung im ver-

einfachten Verfahren nach § 19 BIm-

SchG 

2 

7.  Zusammenfassung 1 

 Deckblatt 

Artenschutzrechtliche Bewertung  

1 

 Artenschutzrechtliche Bewertung 5 

 Deckblatt 

Explosionsschutzkonzept 

2 

 Inhaltsverzeichnis 1 

1. Vorliegende Unterlagen 1 

2. Zitierte Vorschriften 1 

3. Aufgabenstellung 1 

4. Erkennen und Vermeiden von Explosi-

onsgefährdungen 

3 

5. Schutzkonzept siehe nachfolgende Seiten 

5.1. Sind brennbare Stoffe vorhanden? 5 

5.2. Kann die Bildung explosionsfähiger At-

mosphäre verhindert werden? 

5 

5.3. Mit welchen Zonen ist im Inneren und 

in der Umgebung zu rechnen? 

18 
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5.4. Vermeiden wirksamer Zündquellen 1 

5.5. Konstruktiver Explosionsschutz 1 

5.6. Prozessleittechnik 3 

5.7. Prüfungen 3 

5.8. Fremdfirmenkoordination 2 

5.9. Brandschutztechnische Maßnahmen 2 

 Deckblatt 

Bewertung der Lagerung von Aerosol-

packungen in einem Hochregallager 

und Kleinteilelager unter Berücksichti-

gung der TRGS 510 

1 

 Bewertung nach TRGS 510 7 

Lagerklasse Beispielstoffe mit SDB-Nr. Handelsname 

2B. SDBREZ59 

SDBREZ57 

 

SDBREZ62 

Aerosol 2K Klarlack 

Aerosol 2K Epoxy Grun-

dierfueller 

Aerosol 1K gelb F9H (GP) 

3. SDBREZ07 

SDBREZ893 

 

SDBREZ08 

Lackstift NC-Decklack 

Auto-K Füllspachtel styrol-

reduziert 

Lackstift AC-Basislack 

5.2. SDBREZ98 BPO paste PERVELOX 

EVO 50-E02 

10. SDBREZ170 Lackstift Basislack was-

serbasierend 

11. SDBREZ325 Lackstift Buntlack glän-

zend 2448 

12. SDBREZ935 Aqua Minimischbank (SM) 

diff. colors 
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Sicherheitsbericht mit Anlagen - Ordner II 

 

Kapitel Bezeichnung Seiten 

 Deckblatt 1 

 Inhaltsverzeichnis 1 - 7 

 Inhaltsverzeichnis Anhänge 1 

 Sicherheitsbericht 1 - 149 

Anlage Bezeichnung Seitenanzahl 

I. Anhang Literaturverzeichnis 3 Seiten 

II. Pläne 2 Seiten 

II.1 Pläne 39 Seiten 

III. Prognose-Auffinden, Abschätzen, Gegen-

maßnahmen (PAAG-Verfahren) 

39 Seiten 

IV. Technische Regel für Anlagensicherheit 

(TRAS) 310 

15 Seiten 

V. Technische Regel für Anlagensicherheit 

(TRAS) 320 

13 Seiten 

VI. Sicherheitsdatenblätter 58 Seiten 

 

Bauantrag - Ordner 1/3, Ordner 2/3 und Ordner 3/3 

 

Beschreibung Nummer 

Deckblatt  

Antrag auf Baugenehmigung 1 

Antrag auf Baugenehmigung 1.01 

Statistik zur Baugenehmigung 1.02 

Vorlageberechtigung 2 

Baubeschreibung 3 

Baubeschreibung  3.01 

Baubeschreibung formlos 3.02 

Projektbeteiligtenliste 3.03 

Betriebsbeschreibung 4 

Berechnungen 5 

Flächen- und Rauminhalte gem. DIN 277 5.01 

GRZ / GFZ 5.02 
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Pläne in dem gesonderten Ordner 2/3  6 

Qualifizierter Lageplan 6.01 

Genehmigungsplanung gemäß Planliste 6.02 

Brandschutzkonzept 7 

Brandschutzkonzept 7.01 

Wärmeschutznachweis nach GEG 8 

Wärmeschutznachweis nach GEG 8.01 

Entwässerungsgesuch in dem gesonderten Ordner 3/3  9 

Entwässerungsgesuch 9.01 

Lüftungsgesuch in dem gesonderten Ordner 3/3 10 

Lüftungsgesuch  10.01 

Sprinklerkonzept 11 

Sprinklerkonzept 11.01 

Entwässerungsantrag 12 

Entwässerungsantrag 12.01 

Sonstiger Nachweis/ Konzepte gemäß Nachforderungen vom 

12.04.2023 

13 

Stellplatzberechnung PKW/Fahrräder 13.01 

Nachweis zu PV-Anlagen auf dem Dach 13.02 

Abfallverwertungskonzept  13.04 

 

3. BESCHREIBUNG DES VORHABENS 

 

Die Firma Peter Kwasny GmbH betreibt am Standort Neulandstraße 36 in 74889 

Sinsheim ein Logistikzentrum. Im Wesentlichen werden dort Spraydosen gelagert, 

umgeschlagen und versendet. Zu einem geringen Anteil werden sogenannte Zu-

kaufartikel (Spachtelmassen, Schleifpapier etc.) gelagert bzw. umgeschlagen. Die Zu-

kaufartikel werden direkt angeliefert. Daneben findet ein Pendelverkehr zwischen 

dem Kwasny Produktionsstandort in Gundelsheim und dem Logistik Standort Sins-

heim statt. Eine Produktion ist in Sinsheim nicht vorhanden, es werden lediglich in ge-

ringem Umfang vorkonfektionierte Dosen nach Kundenwunsch befüllt.  

Da das Unternehmen stark expandiert, ist das derzeitige Lager an seiner Kapazitäts-

grenze. Um weiterhin, auch international, wettbewerbsfähig zu bleiben, plant das Un-

ternehmen das bestehende Logistikzentrum zu erweitern. 
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Hierzu ist die Errichtung und die Inbetriebnahme eines fünf-gassigen automatischen 

Hochregallagers (HRL), zur Lagerung von ca. 3.134 Tonnen Produkten auf insgesamt 

13.200 Palettenplätzen in 11 Lagerebenen inklusive den erforderlichen Regalbedien-

geräten (RGB), geplant.  

Des Weiteren soll die Errichtung und Inbetriebnahme einer Versand- und Logistikhalle 

auf einer Fläche von ca. 1.700 qm und einer Kapazität von ca. 126,1 Tonnen Produk-

ten realisiert werden. 

Die Regalanlagen bzw. deren Peripherie im derzeit bestehenden Hochregallager sol-

len rückgebaut werden und in ein Kleinteilelager (AKL), mit einer Lagerkapazität von 

409 Tonnen Produkten, umfunktioniert werden.  

 

Durch die Erweiterung soll insbesondere die Lagerkapazität von 225 Tonnen brenn-

barer Gase auf 3.669,1 Tonnen brennbarer Gase erhöht werden.  

 

4. NEBENBESTIMMUNGEN 

 

4.1 Allgemeines 

 

4.1.1 Im Logistiklager dürfen insgesamt maximal 3.669,1 Tonnen an brennbaren 

Gasen in Aerosoldosen gelagert bzw. gehandhabt werden. Hiervon dürfen im 

Hochregallager ca. 3.134 Tonnen, im automatischen Kleinteilelager ca. 409 

Tonnen und Versand- u. Kommissionierungsbereich ca. 126,1 Tonnen, gela-

gert bzw. gehandhabt werden. 

 

4.1.2 Für die Ausführung des Bauvorhabens ist dem Regierungspräsidium Karls-

ruhe, Referat 54.2, unverzüglich, eine Vorankündigung nach Anhang I der 

Baustellenverordnung zu übersenden, wenn die voraussichtliche Dauer der 

Arbeiten mehr als 30 Arbeitstage beträgt oder mehr als 20 Beschäftigte 

gleichzeitig tätig werden und/oder der Umfang der Arbeiten voraussichtlich 

500 Personentage überschreitet. 

 

4.1.3 Werden bei der Ausführung des Bauvorhabens besonders gefährliche Arbei-

ten nach Anhang II der Baustellenverordnung durchgeführt, ist ein Sicher-

heits- und Gesundheitsschutzplan zu erstellen, der die für die Baustelle anzu-

wendenden Arbeitsschutzbestimmungen und die besonderen Maßnahmen für 

besonders gefährliche Arbeiten enthält. 
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4.1.4 Die Inbetriebnahme der Anlage ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Re-

ferat 54.2, mindestens ein Monat zuvor schriftlich anzuzeigen. 

Die Inbetriebnahme der Anlage darf erst nach Fertigstellung der vollautomati-

schen Löschanlage erfolgen. Deren Fertigstellung incl. (baurechtl.) Abnahme 

ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, ebenfalls schriftlich an-

zuzeigen. 

 

4.2 Störfallrecht  

 

4.2.1 Mindestens einen Monat vor Beginn der Errichtung des Betriebsbereichs ist 

dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, die Anzeige nach § 7 der 

12. BImSchV vorzulegen. Hierzu ist das Formblatt unter folgendem Link zu 

verwenden: 

 

4.2.2 Nach § 9 der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12.BImSchV) hat der Betreiber ei-

nes Betriebsbereichs der oberen Klasse einen Sicherheitsbericht zu erstellen. 

Der Sicherheitsbericht wurde den Antragsunterlagen als Anlage beigefügt.  

 

4.2.3 Vor Inbetriebnahme hat ein 29a-BImSchG Sachverständiger die sicherheits-

relevanten Anlagen /-teile, auch auf Funktion, zu prüfen. Die plan- und geneh-

migungsmäßige Umsetzung muss schriftlich bestätigt werden. 

 

4.2.4 Mindestens ein Monat vor Inbetriebnahme der Anlage sind interne Alarm- und 

Gefahrenabwehrpläne zu aktualisieren und der unteren Katastrophenschutz-

behörde (Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis) für die Erstellung der externen 

Notfallplanung zur Verfügung zu stellen.  
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HINWEISE  

Der Betreiber hat die internen Alarm- und Gefahrenabwehrpläne in Abstän-

den von höchstens drei Jahren zu überprüfen und zu erproben. Soweit sich 

bei der Überprüfung herausstellt, dass sich erhebliche Auswirkungen hinsicht-

lich der bei einem Störfall zu treffenden Maßnahmen ergeben können, hat der 

Betreiber die Alarm- und Gefahrenabwehrpläne unverzüglich zu aktualisieren. 

Der Betreiber hat den Sicherheitsbericht zu überprüfen und soweit erforder-

lich zu aktualisieren, und zwar:  

1. Mindestens alle 5 Jahre,  

2. Bei einer störfallrelevanten Änderung nach § 3 Abs. 5b BImSchG,  

3. Nach einem Ereignis nach Anhang VI Teil 1 und  

4. Zu jedem anderen Zeitpunkt, wenn neue Umstände dies erfordern, oder 

um den neuen sicherheitstechnischen Kenntnisstand sowie aktuelle Kennt-

nisse zur Beurteilung der Gefahren.  

Dem Regierungspräsidium Karlsruhe sind die aktualisierten Teile des Sicher-

heitsberichts in Fällen der Nummer 1, 3 und 4 unverzüglich und in Fällen der 

Nummer 2 mindestens einen Monat vor Durchführung der Änderung vorzule-

gen. 

 

4.2.5 Mindestens einen Monat vor Inbetriebnahme des Betriebsbereichs ist der ak-

tualisierte, für die Inbetriebnahme gültige und vollständige Sicherheitsbericht 

dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, vorzulegen. 

 

4.3 Anlagen- und Betriebssicherheit 

 

4.3.1 Die Lagerung der Gefahrstoffe hat unter Berücksichtigung der entsprechen-

den Regelungen nach TRGS 510, hier insbesondere des Zusammenlage-

rungsverbots, zu erfolgen. 

 

4.3.2 Lagereinrichtungen sind Arbeitsmittel im Sinne der BetrSichV. Gemäß § 3 

Abs. 6 BetrSichV hat der Anlagenbetreiber Art und Umfang erforderlicher Prü-

fungen, die Prüffristen und die Qualifikation des Prüfpersonal im Rahmen der 

Gefährdungsbeurteilung festzulegen und entsprechend zu dokumentieren. 

Wird im Rahmen der Bewertung zusätzlich festgestellt, dass die Arbeitsmittel 

„Schäden verursachenden Einflüssen ausgesetzt sind“, sind wiederkehrende 

Prüfungen im Sinne von § 14 Abs. 2 BetrSichV erforderlich.  
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Die wiederkehrenden Prüfungen von Lagereinrichtungen sind durch zur Prü-

fung befähigte Personen durchzuführen. 

 

4.3.3 Zur Prüfung der Lageranlagen vor Inbetriebnahme gemäß § 15 BetrSichV ist 

der zugelassenen Überwachungsstelle die vollständige Anlagendokumenta-

tion vorzulegen, u.a.: 

- die Herstellerdokumentationen, wie z. B. nach Explosionsschutzrichtlinie 

RL 94/9/EG bzw. 2014/34/EU, 

- die Gefährdungsbeurteilung sowie das Explosionsschutzdokument für 

die Anlage durch den Arbeitgeber nach den § 6 GefStoffV (siehe TRBS 

1111, 2152 ff.), 

- Fließschema der Lüftungsanlage, 

- Sicherheits-Steuermatrix, 

- Nachweis über die Einweisung/ Unterweisung der Beschäftigten, 

- Rechnerische Nachweise über die Standsicherheit der Lagereinrichtun-

gen zur Aufnahme der Lagergüter (unter Berücksichtigung des Erdbe-

benlastfalles: Erdbebenzone 0), 

- Nachweis über die Eignung der Gaswarnsensoren für die Strömungs-

verhältnisse innerhalb der Abluftkanäle, 

- Nachweis über die fehlersichere und vollständige Umsetzung der Über-

wachung der Gaswarnsensoren und der Lüftungseinrichtung in Klassifi-

zierungsstufe 2, z. B. gemäß TRGS 725, TRBS 1201-2 Anhang, 

- Bescheinigungen, Nachweise, Dokumente usw. über die ordnungsge-

mäße Montage und Installation; wie z.B. von der ausführenden Elektro-

Firma eine Bescheinigung nach DGUV V3 über die ordnungsgemäße 

Installation der elektr. Betriebsmittel, dem elektr. Anschluss vor Ort (u.a. 

Potentialausgleich), der Blitzschutzanlage, 

- die Bescheinigung über die Prüfung der Maßnahmen des § 7 GefStoffV 

zu den technischen Schutzmaßnahmen, des Blitzschutzes, des Potenti-

alausgleichs, sofern diese Prüfung nicht parallel durchgeführt wird, 

- Nachweisführung über die Bauart und Anzahl der Feuerlöscher sowie 

deren Aufstellorte. Z. B. auf Grundlage der ASR „Maßnahmen gegen 

Brände". 
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4.3.4 Gefahrstoffe dürfen nicht an solchen Orten gelagert werden, die zu einer Ge-

fährdung der Beschäftigten oder anderer Personen führen können. Dazu ge-

hören insbesondere:  

- Verkehrswege; zu Verkehrswegen zählen u. a. Treppenräume, Flucht- 

und Rettungswege, Durchgänge, Durchfahrten und enge Höfe, 

- Pausen-, Bereitschafts-, Sanitär-, Sanitätsräume oder Tagesunterkünfte. 

 

4.3.5 Vor Inbetriebnahme des Neubaus ist im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 

das Explosionsschutzdokument in Anlage 7 der Antragsunterlagen zu über-

prüfen und fortzuschreiben.  

Daraus muss insbesondere hervorgehen, 

- dass die Explosionsgefährdungen ermittelt und einer Bewertung unter-

zogen worden sind, 

- dass angemessene Vorkehrungen getroffen werden, um die Ziele des 

Explosionsschutzes zu erreichen (Darlegung eines Explosionsschutz-

konzeptes), 

- ob und welche Bereiche entsprechend Anhang I Nummer 1.7 GefStoffV 

in Zonen eingeteilt wurden, 

- für welche Bereiche Explosionsschutzmaßnahmen nach § 11 und An-

hang I Nummer 1 GefStoffV getroffen wurden, 

- wie die Vorgaben nach § 15 GefStoffV umgesetzt werden und 

-  welche Überprüfungen nach § 7 Absatz 7 GefStoffV und welche Prüfun-

gen zum Explosionsschutz nach Anhang 2 Abschnitt 3 der Betriebssi-

cherheitsverordnung durchzuführen sind. 

 

4.3.6 Die gemäß Anlage 07 der Antragsunterlagen und in Kapitel 5.7 des Explosi-

onsschutzkonzepts, der Dyrba Explosionsschutz Bildung und Beratung vom 

26.02.2023, dargelegten Prüf- und Kontrollfristen sind umzusetzen und ent-

sprechend zu dokumentieren. 

 

4.3.7 Bei allen Änderungen bzgl. Verfahrensweise, Stoffdaten, Verantwortlichkeiten 

und Prozessen ist das Explosionsschutzdokument zu überarbeiten.  

 

4.3.8 Anlagen in explosionsgefährdenden Bereichen sind vor der erstmaligen Inbe-

triebnahme auf Explosionssicherheit zu prüfen.  
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Hierbei sind das im Explosionsdokument nach § 6 Abs. 9 Nummer 2 der Ge-

fahrstoffverordnung dargelegte Explosionsschutzkonzept und die Zonenein-

teilung zu berücksichtigen. Bei der Prüfung ist festzustellen, ob 

- die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vor-

handen sind und ihr Inhalt plausibel ist, 

- die Anlage entsprechend dieser Verordnung errichtet wurde und in ei-

nem sicheren Zustand ist, 

- die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig 

und die festgelegten organisatorischen Maßnahmen geeignet sind und  

- die Prüfungen nach Ziffer 4.1 Satz 7 im Anhang 2 der Verordnung über 

Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmit-

teln (Betriebssicherheitsverordnung - BetrSichV) durchgeführt und die 

dabei festgestellten Mängel behoben wurden. 

 

4.3.9 Anlagen in explosionsgefährdenden Bereichen sind mindestens alle sechs 

Jahre auf Explosionssicherheit zu prüfen. Hierbei sind das Explosionsschutz-

dokument und die Zoneneinteilung zu berücksichtigen. 

Bei der Prüfung ist festzustellen, ob  

- die für die Prüfung benötigten technischen Unterlagen vollständig vor-

handen sind und ihr Inhalt plausibel ist, 

- die Prüfungen nach den Nummern 5.2 und 5.3 (Anhang 1 Abschnitt 2 

BetrSichV) durchgeführt und die dabei festgestellten Mängel behoben 

wurden, oder ob das Instandhaltungskonzept nach Nummer 5.4 geeig-

net ist und angewendet wird, 

- sich die Anlage in einem dieser Verordnung entsprechenden Zustand 

befindet und sicher verwendet werden kann und 

- die festgelegten technischen Maßnahmen geeignet und funktionsfähig 

und die festgelegten organisatorischen Maßnahmen geeignet sind. 

 

4.3.10 Explosionsgefährdete Bereiche sind an ihren Zugängen mit Warnzeichen W021 

Warnung vor explosionsfähiger Atmosphäre - „EX“ - nach der Technischen Regel 

für Arbeitsstätten ASR A1.3 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ 

zu kennzeichnen. 

 

4.3.11 Das Betreten von explosionsgefährdeten Bereichen durch Unbefugte ist verbo-

ten. Auf das Verbot muss deutlich erkennbar und dauerhaft hingewiesen werden. 
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4.3.12 Mit Ausnahme von explizit ausgewiesenen Rauchbereichen gilt auf dem Be-

triebsgelände ein striktes Rauchverbot. In explosionsgefährdeten Bereichen sind 

darüber hinaus auch weitere Zündquellen (z. B. die Verwendung von offenem 

Feuer und offenem Licht) verboten. 

 

Hinweis  

Bezüglich dem Bau und der Inbetriebnahme der Lagereinrichtungen wird auf 

die DGUV Information 208-061 verwiesen. 

 

4.4 Arbeitsschutz 

 

4.4.1 Im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung als Bestandteil der Beurteilung der 

Arbeitsbedingungen nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes haben Sie festzu-

stellen, ob die Beschäftigten Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ausüben oder ob 

bei Tätigkeiten Gefahrstoffe entstehen oder freigesetzt werden können. Ist 

dies der Fall, so haben Sie alle hiervon ausgehenden Gefährdungen der Ge-

sundheit und Sicherheit der Beschäftigten unter folgenden Gesichtspunkten 

zu beurteilen: 

- gefährliche Eigenschaften der Stoffe oder Zubereitungen, einschließlich 

ihrer physikalisch-chemischen Wirkungen, 

- Informationen des Herstellers oder Inverkehrbringers zum Gesundheits-

schutz und zur Sicherheit insbesondere im Sicherheitsdatenblatt, 

- Art und Ausmaß der Exposition unter Berücksichtigung aller Expositi-

onswege; dabei sind die Ergebnisse der Messungen und Ermittlungen 

nach § 7 Absatz 8 Gefahrstoffverordnung zu berücksichtigen, 

- Möglichkeiten einer Substitution, 

- Arbeitsbedingungen und Verfahren, einschließlich der Arbeitsmittel und 

der Gefahrstoffmenge, 

- Arbeitsplatzgrenzwerte und biologische Grenzwerte, 

- Wirksamkeit der ergriffenen oder zu ergreifenden Schutzmaßnahmen, 

- Erkenntnisse aus arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen nach 

der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge. 

 

4.4.2 Für jede ausgeübte Tätigkeit und für jeden Arbeitsplatz in der Instandhaltung 

ist eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen, die auch die Störungssuche 

und die Erprobung einschließt.  
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In der Gefährdungsbeurteilung sind auch Schäden an Einrichtungen, die zu 

Gefährdungen der Beschäftigten führen können, zu berücksichtigen. Die Er-

gebnisse der Gefährdungsbeurteilung sind nachweisbar festzuhalten. Die 

Technische Regel für Betriebssicherheit TRBS 1112 „Instandhaltung“ ist zu 

beachten. 

 

4.4.3 Die Gefährdungsbeurteilung darf nur von fachkundigen Personen durchge-

führt werden. Verfügt der Arbeitgeber nicht über die entsprechenden Kennt-

nisse, so hat er sich fachkundig beraten zu lassen. Fachkundig können insbe-

sondere die Fachkraft für Arbeitssicherheit und die Betriebsärztin oder der 

Betriebsarzt sein. 

 

4.4.4 Bezüglich der Lageranlagen (ins. Hochregallager) ist im Rahmen der Gefähr-

dungsbeurteilung insbesondere im Hinblick auf die Tätigkeiten vorbeugende 

Instandhaltung und Wartung, Störungsbeseitigung und Instandsetzung ein 

Konzept zur Rettung von Personen zu erarbeiten. Diese Maßnahmen zur 

Rettung sind regelmäßig zu üben. 

Instandhaltungsmaßnahmen dürfen nur von fachkundigen, beauftragten und 

unterwiesenen Personen durchgeführt werden. 

 

4.4.5 Ortsfeste Regale (die mit Hilfe von nicht spurgebundenen Flurförderzeugen 

be- oder entladen werden) müssen an ihren Eckbereichen – und auch an 

Durchfahrten - durch einen mindestens 0,4 m hohen, ausreichend dimensio-

nierten und gelb-schwarz gekennzeichneten Anfahrschutz gesichert sein 

(„Lagereinrichtungen und –Geräte, BGR 234“).  

 

4.4.6 Die Regale sind entsprechend den Bestimmungen der Nummer 4.2.7 der 

BGR 234 zu kennzeichnen.   

 

4.4.7 Die Regale/ -teile sind regelmäßig durch eine befähigte Person zu prüfen, 

BGI / GUV-I 5166: Sicherheit von Regalen. Wird die prüfende Person durch 

eine persönliche Schutzausrüstung gegen Absturz gesichert, ist zu prüfen, ob 

wegen der Art der Anschlageinrichtung/ -möglichkeit dies in der baulichen 
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Planung zu berücksichtigen ist. Siehe Nummer 5.3.9 der DGUV Regel 112-

198 „Benutzung von persönlicher Schutzausrüstung“.     

 

4.4.8 Das Ergebnis der durchgeführten Prüfung ist schriftlich zu dokumentieren     

(§ 11 BetrSichV, siehe ggf. Mustertabelle der BGI / GUV-I 208-043).    

 

4.4.9 Auf die Bestimmungen der Nummer 4.2.10.6 - Beleuchtung der BGR 234 wird 

verwiesen.  

Hinweise:  

- BGR 234 „Lagereinrichtungen und Geräte“,  

- BGV D27 „Flurförderzeuge“,  

- DGUV-I 2008-004 „Gabelstapler“,   

- DGUV Regel 112-198 „Benutzung von persönlicher Schutzeinrichtungen 

gegen Absturz“,  

wird hingewiesen. 

 

4.5 Arbeitsstättenrecht 

 

4.5.1 Verkehrswege müssen eine ebene und trittsichere Oberfläche aufweisen, um 

Gefährdungen durch Stolpern, Umstürzen oder Wegrutschen, u.a. zu vermei-

den – 4. Abschnitt: Einrichten von Verkehrswegen, Absatz 5 der Technische 

Regeln für Arbeitsstätten ASR A1.8 „Verkehrswege“.   

 

4.5.2 Die Durchgangsbreite und Durchgangshöhe von Türen und Toren richtet sich 

nach den Mindestmaßen von Fluchtwegen (siehe ASR A2.3 „Fluchtwege und 

Notausgänge“) – 4. Abschnitt: 6. Absatz, Abschnitt 4, ASR A1.7 „Türen und 

Tore“.      

 

4.5.3 Fußböden und Wände in Sanitärräumen müssen leicht zu reinigen sein (wei-

tere Informationen siehe ASR A1.5/ 1.2 „Fußböden") – 2. Absatz, 5.1 Ab-

schnitt, ASR A4.1 „Sanitärräume“.   

 

4.5.4 Wenn auf Dächern Arbeiten durchgeführt werden (sollen) oder diese als Ver-

kehrswege genutzt werden, hat der Arbeitgeber (Planer) zu ermitteln, ob eine 

Gefährdung durch Absturz besteht. Arbeiten auf Dächern können z. B. sein: 
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Wartung der Wärmepumpen/ der raumlufttechnischen Anlage, Reinigung von 

Oberlichtern, Wartung von Rauch- u. Wärmeabzugsanlagen – Abschnitt 7: 

Arbeitsplätze und Verkehrswege auf Dächern der ASR A2.1.  

 

4.5.5 Bereits bei der Planung der Fenster, Dachoberlichter oder lichtdurchlässigen 

Wände muss der Arbeitgeber (Planer) darauf achten, dass eine zukünftige si-

chere Instandhaltung und Reinigung gewährleistet wird! Dies gilt insbeson-

dere, wenn hierzu bauliche Vorrichtungen zur Durchführung von Instandhal-

tungs- und Reinigungsarbeiten erforderlich sind – Abschnitt 5: Reinigung, In-

standhaltung einschließlich Prüfungen der ASR A1.6.  

 

4.5.6 Für die Beleuchtung von Arbeitsplätzen mit Tageslicht sind in Fenstern und 

Dachoberlichtern Verglasungsmaterialien zu verwenden, die zu einer mög-

lichst geringen Veränderung des Farbeindrucks führen – 5. Abschnitt, ASR 

3.4 “Beleuchtung“.  

 

4.5.7 Störende Blendung durch Sonneneinstrahlung an Arbeitsplätzen ist zu ver-

meiden oder – wenn dies nicht möglich ist – zu minimieren. Zur Begrenzung 

störender Blendungen oder Reflexionen können z. B. Jalousien, Rollos und 

Lamellenstores dienen. Bei Dachoberlichtern können dies z. B. lichtstreuende 

Materialien oder Verglasungen mit integrierten Lamellenrastern sein – Ab-

schnitt 5.2, ASR A3.4: Maßnahmen zur Begrenzung der Blendung.    

 

4.5.8 Werden Arbeitsräume durch eine (reine, auch zeitweilige) Fensterlüftung be-

lüftet, sind mindestens die Lüftungsquerschnitte nach der Tabelle 3, Abschnitt 

5.2: Anforderungen an die freie Lüftung der ASR A3.6 „Lüftung" erforderlich, 

um die Anforderungen nach der Tabelle 1, Zeile 1 zu erreichen.    

 

4.5.9 Die Lüftungsanlage für die Toilettenräume ist technisch so auszulegen, dass 

ein Abluftvolumenstrom von 11 m³/(h x m²) erreicht wird.  

Bei freier Lüftung sind die Mindestquerschnitte für Lüftungsöffnungen der 

Fenster nach der Tabelle 1 der ASR A4.1 „Sanitärräume“, Abschnitt 5.1: Toi-

lettenräume, 1. Absatz einzuhalten.  
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4.6 Baurecht 

 

4.6.1 Mit den Bauarbeiten – ausgenommen Erdarbeiten – darf erst begonnen wer-

den, wenn der Baufreigabeschein (Roter Punkt, § 59 Abs. 1 LBO) ausgehän-

digt worden ist. 

 

4.6.2 Das Vorhaben bedarf der bautechnischen Prüfung. Für die Ausführung der 

konstruktiven Bauteile ist der statische Nachweis einschließlich Konstrukti-

onszeichnung in zweifacher Ausfertigung dem Prüfingenieur vorzulegen. Die 

Beauftragung eines Prüfingenieurs erfolgt durch die Baurechtsbehörde auf 

Kosten des Bauherrn. (Teil-) Baufreigaben erfolgen in Abhängigkeit des Prüf-

fortschritts durch den beauftragten Prüfingenieur, sofern nicht andere Neben-

bestimmungen oder Auflagen entgegenstehen. 

Sofern nicht bereits geschehen, bitten wir Sie um Benennung/ Vorschlag ei-

nes Prüfingenieurs, den die Baurechtsbehörde für Ihr Vorhaben beauftragen 

soll. 

 

4.6.3 Vor Baufreigabe ist ein verantwortlicher Bauleiter zu bestellen (§§ 45 und 42 

Abs. 3 LBO). Eine entsprechende Bauleitererklärung ist der Baurechtsbe-

hörde vorzulegen. 

 

4.6.4 Stahlbetonbauteile dürfen erst einbetoniert werden, wenn die Bewehrung vom 

Bauleiter anhand der geprüften statischen Berechnung abgenommen wurde. 

 

4.6.5 Der Bauleiter hat dafür zu sorgen, dass die erforderlichen Betongüten und 

Betonfestigkeiten erreicht werden. 

 

4.6.6 Hinweis: Das Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuer-

barer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden (Gebäudeener-

giegesetz – GEG) ist bei der Bauausführung genau zu beachten und einzu-

halten. 
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4.6.7 Nach Fertigstellung der baulichen Anlage sind der Energie- und Wärmebe-

darfsausweis nach §§ 79 bis 88 GEG unverzüglich vom Bauherrn der Bau-

rechtsbehörde vorzulegen. 

Ferner ist der Baurechtsbehörde unverzüglich nach Fertigstellung der bauli-

chen Anlage eine Bescheinigung des Planverfassers vorzulegen, dass bei 

stichprobenhaften Kontrollen während der Bauausführung keine Abweichung 

von den Nachweisen festgestellt werden. Die Nachweise sind der Baurechts-

behörde grundsätzlich immer nach Fertigstellung vorzulegen und können 

auch per E-Mail an baurecht@sinsheim.de zusammen mit der Fertigstel-

lungsanzeige zugesandt werden. Dies gilt auch im Kenntnisgabeverfahren 

und wenn keine Schlussabnahme gefordert wird. 

Nach Baufertigstellung sind die Nachweise ausnahmslos und unaufgefordert 

der Baurechtsbehörde vorzulegen. 

 

4.6.8 Die im Lageplan eingezeichnete Baugrenze und die Stellung der Gebäude 

und baulichen Anlagen sind genau einzuhalten. 

 

4.6.9 Die Einmessung des Gebäudes einschließlich Angabe der Höhenlage ist 

durch einen vermessungstechnischen Sachverständigen (§ 59 Abs. 3 LBO) 

nach den genehmigten Plänen durchzuführen. Von der Einmessung des Ge-

bäudes sowie der Angabe der Höhenlage ist der Baurechtsabteilung vor Be-

ginn der Betonarbeiten eine Bescheinigung vorzulegen. Die Höhenlage muss 

nachvollziehbar auf einen fixen Punkt (Grundstückspunkt, Kanaldeckel o. ä.) 

bezogen und mit NN-Höhen versehen sein. 

 

4.6.10 Eine Baufreigabe erfolgt erst nach Eingang der Bescheinigung über die Ein-

messung des Gebäudes (siehe vorige Auflage) – sofern nicht andere Aufla-

gen entgegenstehen. 

 

4.6.11 Aufgrund § 37 LBO sind 39 Kfz-Stellplätze und 30 Fahrrad-Stellplätze auf 

dem Baugrundstück herzustellen. 

 

4.6.12 Fahrrad-Stellplätze müssen eine wirksame Diebstahlsicherung ermöglichen 

und von der öffentlichen Verkehrsfläche ebenerdig, durch Rampen oder 

durch Aufzüge zugänglich sein. Fahrradstellplätze für Wohnungen müssen 

zusätzlich wettergeschützt sein (§ 37 Abs. 2 LBO). 

mailto:baurecht@sinsheim.de
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4.6.13 Die bauliche Anlage ist ein Gebäude nach § 39 LBO. Es ist daher so herzu-

stellen, dass es von Menschen mit Behinderung oder alten Menschen zweck-

entsprechend ohne fremde Hilfe genutzt werden kann (barrierefreie Anlage, 

DIN 18040). 

 

4.6.14 Die innenliegenden Bäder und Aborte sind nach DIN 18017 zu be- und entlüf-

ten. 

 

4.6.15 Bei Neuerrichtung von Wohngebäuden und Nichtwohngebäuden gilt die Ver-

pflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen nach § 8a Klimaschutzge-

setz Baden-Württemberg (KSG BW). Diese gilt ebenfalls bei grundlegenden 

Dachsanierungen bestehender Gebäude, wenn die Dachsanierung ab dem 

01.Januar 2023 begonnen wird. Im Standardnachweis (geneigte Dächer) 

nach § 4 Abs.1 Ziff.1 Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) sind 60% 

der geeigneten Dachfläche mit PV-Anlagen zu versehen, im erweiterten 

Nachweis (ausreichend besonnte Flachdächer) nach § 4 Abs.1 Ziff.2 sind  

75 % der geeigneten Dachfläche mit PV-Anlagen zu versehen. Bei der Kom-

bination von mehreren Dachformen sind die Vorgaben des § 4 für Dachteilflä-

chen über 20 m² einzeln zu betrachten. 

 

4.6.16 Die Ausführung der zuvor genannten Verpflichtungen zur Errichtung von PV-

Anlagen nach KSG BW und PVPf-VO ist uns, der Baurechtsbehörde der 

Stadt Sinsheim, spätestens 12 Monate nach Fertigstellung des Gebäudes in 

Form der Registrierungsbestätigung im Marktstammdatenregister nach- 

zuweisen. 

 

4.6.17 Die Schlussabnahme des Vorhabens wird vorgeschrieben. Der Bauherr hat 

der Baurechtsbehörde Sinsheim rechtzeitig schriftlich mitzuteilen, wann die 

Voraussetzungen für die Schlussabnahme gegeben sind. Bauliche Anlagen 

dürfen erst nach der Schlussabnahme genutzt werden. 

 

4.6.18 Auf die Satzung über die öffentliche Entwässerung der Stadt Sinsheim wird 

besonders hingewiesen. 

 

4.6.19 Für die Entwässerungsanlagen sind gem. §§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 8 Abs. 2 

LBOVVO Planunterlagen in 3-facher Ausfertigung der Baurechtsabteilung 
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vorzulegen. Eine Baufreigabe kann frühestens mit Genehmigung der Entwäs-

serungspläne erfolgen. 

Die Auflagen/ Nebenbestimmungen/ Hinweise der Stadtwerke Sinsheim bzw. 

des Amtes für Infrastruktur, die mit der Entwässerungsgenehmigung nachge-

tragen werden, sind Bestandteil der Baugenehmigung. 

 

4.6.20 Hinweis: Die Auflagen der Stadtwerke Sinsheim (siehe Punkt 4.8) sind als 

Bestandteil der baurechtlichen Genehmigung genau zu beachten. 

 

4.6.21 Die genannten Brandschutzauflagen des Stadtbrandmeisters (siehe Punkt 

4.7), der Stadt Sinsheim, sind Bestandteil der Baugenehmigung. Sie sind bei 

der Planung und Ausführung genau umzusetzen und einzuhalten. 

 

4.7 Vorbeugender Brandschutz 

 

4.7.1 Das Brandschutzkonzept mit Datum vom 22.02.2023 (Index 31/22) der Inge-

nieurgesellschaft Brandschutz Hoffmann GmbH mit den dazugehörigen Plan-

zeichnungen ist Bestandteil der Baugenehmigung. 

 

Trennwände als raumabschließende Bauteile (§ LBOAVO zu § 27 Abs. 3 

LBO) 

4.7.2 Nachträgliche Änderungen bzw. aufgrund der weiteren Fachplanungen erfor-

derlichen Fortschreibungen können nur nach Freigabe durch das zuständige 

Baurechtsamt (Stadt Sinsheim) anerkannt werden. 

 

4.7.3 Raumabschließende Wände (Trennwände) des Bestandsgebäudes, die im 

Zuge der Um-/ Neubaumaßnahmen erhalten bleiben, bzw. Öffnungen in be-

stehenden Wänden, die verschlossen werden, müssen mit dem entsprechen-

den Feuerwiderstand der raumabschließenden Wände es Raumes bzw. der 

Nutzungseinheit errichtet werden. 

 

4.7.4 Die Ausführung der bestehenden im Bestand verbleibenden Trennwände ist 

hinsichtlich der brandschutztechnischen Beurteilanforderungen entsprechend 

zu überprüfen, insbesondere die Einhaltung der geforderten Feuerwider-

standsdauer bzw. Anschlüsse an die Decken/ Dachhaut.  
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Das Ergebnis der Überprüfung ist nach Aufforderung der Baurechtsabteilung 

als Nachweis vorzulegen. 

Rettungswege 

4.7.5 In Bezugnahme auf Abschnitt 6.7 des o. g. Brandschutzkonzeptes wird den 

beantragten Erleichterungen Nr. 1 und Nr. 2 auf Seite 22 zugestimmt.  

 

Rauch- und Wärmeabzug 

4.7.6 Erforderliche Auslöseeinrichtungen und die Platzierung der Auslöseeinrich-

tungen sind mit der Feuerwehr Sinsheim (Brandschutzdienststelle) ab- 

zustimmen. 

 

Löschwasserrückhaltung 

4.7.7 Die im Brandschutzkonzept beschriebene Absperrvorrichtung für die Lösch-

wasserrückhaltung (Abschnitt 3.4.3, Seite 16) ist in Absprache mit der Feuer-

wehr Sinsheim zu projektieren. 

 

Brandmeldeanlage 

4.7.8 Entgegen der Beschreibung im Brandschutzkonzept (Abschnitt 7.4, Seite 37) 

ist die Kennleuchte als rote Blitzleuchte auszuführen. 

 

Photovoltaikanlage 

4.7.9 Die in Abschnitt 6.16 des Brandschutzkonzepts auf S. 29f beschriebenen    

organisatorischen und baulichen Maßnahmen sind in Absprache mit der   

Feuerwehr Sinsheim zu projektieren. 

 

Gebäudefunkanlage 

4.7.10 Zur Sicherstellung einer störungsfreien Einsatzstellenkommunikation wird die 

Brandschutzdienststelle (Feuerwehr Sinsheim) selbst einen Funktest durch-

führen. Hierzu ist von der Bauleitung in Abstimmung mit der Brandschutz-

dienststelle ein Termin zu vereinbaren.  

Der Test sollte im Bauablauf so spät als möglich, aber noch so rechtzeitig 

durchgeführt werden, dass noch die Möglichkeit besteht eine sachgerechte 

Installation durchzuführen. 
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Feuerlösch-Schlauchanschlusseinrichtung in Verbindung mit Löschwasserlei-

tung „trocken“ 

4.7.11 Die in Abschnitt 5, Seite 18 im Brandschutzkonzept beschriebene Löschwas-

serleitung „trocken“ ist in Absprache mit der Feuerwehr Sinsheim herzustel-

len, insbesondere die Größe und die Anzahl der Einspeiseeinrichtungen und 

die Entnahmeeinrichtung. 

 

Wandhydranten 

4.7.12 Der beantragten Erleichterung in Abschnitt 7.2.1 wird zugestimmt.  

 

Brandschutznachweis 

4.7.13 Bei der Schlussabnahme ist die Umsetzung der Festlegungen des Brand-

schutznachweises / Brandschutzkonzeptes durch den:  

- verantwortlichen Bauleiter, 

- einen beauftragten Fachbauleiter Brandschutz oder 

- den verantwortlichen Ersteller des Brandschutzkonzeptes schriftlich zu 

erklären. Die Erklärung ist der zuständigen Baurechtsbehörde (Stadt 

Sinsheim) vorzulegen. 

 

4.7.14 Eine Dokumentation aller erforderlichen Prüfzeugnisse, Zulassungen, An-

wendbarkeitsnachweise und Übereinstimmungserklärungen ist der Bau-

rechtsbehörde nach Aufforderung spätestens bei der Schlussabnahme zur 

Prüfung vorzulegen. 

 

Abstimmungen mit der Feuerwehr (Brandschutzdienststelle) 

4.7.15 Für die nachfolgend aufgeführten und im Brandschutzkonzept genannten 

Festlegungen sind Abstimmungen mit der Feuerwehr erforderlich: 

- Planung und Ausführung der Erweiterung der Brandmeldeanlage, hier: 

Standort und Ausführung FIZ, Ausführung FSD und Blitzleuchte, 

- Brandschutzordnungen/ Benennung des Brandschutzbeauftragten, 

- Planung und Ausführung der Photovoltaikanlage- insbesondere Ab-

schaltung der DC-Seite, 

- Planung und Ausführung der Löschwasserrückhaltung – insbesondere 

die Abschiebevorrichtung, 

- RWA: Platzierung der Auslöseeinrichtungen und Darstellung der Wirk-

bereiche, 
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- Automatische/ Selbsttätige Löschanlage: Anzeige bzw. Darstellung der 

Wirkbereiche bzw. Gruppeneinteilung, 

- Zur Durchführung des in Abschnitt 7.7. erforderlichen Funktests ist von 

der Bauleitung rechtzeitig ein Termin zu vereinbaren, 

- Feuerwehrplan. 

 

Zuständiger Ansprechpartner für die zuvor genannten Punkte ist  

Herr Michael Hess, Stadtverwaltung Sinsheim, Ordnungsamt, Abteilungsleiter 

Feuerwehr. Tel. 07261/404-243, E-Mail: brandschutz@sinsheim.de 

 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe, ist nachrichtlich auf dem Laufenden zu 

halten. 

 

4.8 Wasserrecht (Stadtwerke Sinsheim) 

 

4.8.1 Für das Vorhaben wird eine Einleitbeschränkung in die öffentliche Kanalisa-

tion in Höhe von 250 l/s erhoben. 

 

4.8.2 Die im Bestand vorhandenen Anschlussleitungen sind zu verwenden. Ände-

rungen gehen zu Lasten des Grundstückeigentümers. 

 

Schmutzwasserbeseitigung 

4.8.3 Die Abwässer – sowohl häusliche (Küche und Sanitäranlagen) als auch ge-

werbliche – sind in die Ortskanalisation (Mischwasser) einzuleiten. 

 

4.8.4 Über die Höhenlage des Kanalanschlusses hat sich der Planfertiger an Ort 

und Stelle selbst zu überzeugen. 

 

4.8.5 Entwässerungseinrichtungen, insbesondere Toiletten mit Wasserspülung, Bo-

denabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken, die tiefer als die Straßenober-

fläche an der Anschlussstelle der Grundstückentwässerung (Rückstauebene) 

liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen Rück-

stau gesichert werden. Die Rückstausicherung ist nach § 7, Teil 1 der DIN 

1986 und der Abwassersatzung der Stadt Sinsheim auszuführen. 

 

 

mailto:brandschutz@sinsheim.de
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4.8.6 Wasser aus Drainageleitungen darf nicht in die städtische Mischwasserkana-

lisation eingeleitet werden. 

 

Niederschlagswasserbeseitigung 

4.8.7 Die Niederschlagswässer auf Hof- und Einfahrtsflächen, die zur Straße ge-

neigt sind, dürfen nicht über öffentliche Verkehrsflächen entwässert werden. 

 

Ausführung und Inbetriebnahme 

4.8.8 Bis zum Übergabeschacht sind die Schmutz-und Regenwasserleitungen ge-

trennt zu verlegen. 

 

4.8.9 Der Anschluss bzw. Installation der Entwässerungsanlage ist von einer Fach-

firma nach den Bestimmungen der DIN 1986 auszuführen. 

 

4.8.10 Aufgrabungen im Bereich öffentlicher Flächen (Gehwege, Straßen und 

Plätze) dürfen erst nach Einholen der Erlaubnis des Amtes für Infrastruktur 

bzw. der Verkehrsbehörde der Stadt Sinsheim ausgeführt werden. 

 

4.8.11 Der Anschlusskanal ist so auszuführen, zu unterhalten und zu betreiben, 

dass der Stadt Sinsheim keine Nachteile entstehen. 

 

4.8.12 Die Grundstücksentwässerungsanlage liegt nicht im Verantwortungsbereich 

der Stadtwerke. Eine Abnahme der Stadtwerke erfolgt nach eigenem Ermes-

sen und gewöhnlich lediglich im Hinblick auf eine vorzusehende Revisions-

möglichkeit. Die Beantragung der Abnahme der Entwässerungsanlage ist da-

her für dieses Objekt nicht erforderlich. 

 

Anlagenbezogener Gewässerschutz (AwSV) 

4.8.13 Es ist basierend auf den Antragsunterlagen durch das Gutachten eines Sach-

verständigen vor Baubeginn zu bestätigen, dass die Anlage insgesamt die 

Gewässerschutzanforderungen erfüllt.  

Die Anlage darf wie geplant errichtet und betrieben werden, wenn das Regie-

rungspräsidium Karlsruhe innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Vor-

lage des Gutachtens weder die Errichtung oder den Betrieb untersagt noch 

Anforderungen an die Errichtung oder den Betrieb festsetzt. 
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4.8.14 Sachverständige, die ein Gutachten nach § 41 Abs. 3 AwSV i. V. m. § 41 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AwSV erstellt haben, dürfen bei diesen Anlagen keine 

Prüfung nach § 46 AwSV durchführen (auch nicht die nach AwSV erforderli-

che Inbetriebnahme Prüfung). 

 

4.9 Verkehrsrechtliche Nebenbestimmungen 

 

4.9.1 Durch den Bau, das Bestehen sowie die Nutzung und Unterhaltung des Bau-

vorhabens dürfen die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB 6 

nicht beeinträchtigt werden.  

 

4.9.2 Vom Straßeneigentum der Autobahn dürfen keine Arbeiten an der Baumaß-

nahme ausgeführt werden. Auch das Aufstellen von Geräten und Fahrzeugen 

und das Lagern von Baustoffen, Bauteilen, Boden- und Aushubmassen oder 

sonstigen Materialien sind auf Straßeneigentum nicht zulässig. 

 

4.9.3 Beleuchtungsanlagen sind so anzubringen, dass die Verkehrsteilnehmer auf 

der BAB 6 nicht geblendet werden. Eine Blendung darf zu keiner Zeit gege-

ben sein, um die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der BAB 6 zu 

gewährleisten. Dies bezieht sich auch auf die Bauphase und die dabei einge-

setzten Geräte und Maschinen. 

 

4.9.4 Die Elemente der Photovoltaikanlage sind so anzuordnen, dass keine Blen-

dung des Verkehrs auf der Autobahn durch Spiegelung bzw. Reflektion des 

Sonnenlichts auftreten kann. 

 

4.9.5 Oberflächen- und sonstiges Wasser darf nicht den Entwässerungsanlagen 

der Autobahn zugeführt werden bzw. darf generell nicht in den Autobahn-

grund eingeleitet werden. Eine ordnungsgemäße Entwässerung auf dem 

Grundstück ist jederzeit zu gewährleisten. 

 

4.9.6 Gegenüber dem Träger der Straßenbaulast für die Bundesfernstraße BAB 6 

besteht für das Bauvorhaben kein Anspruch auf Lärm- und sonstigen Immis-

sionsschutz. Dies gilt auch für den Fall der Zunahme des Verkehrsaufkom-

mens. 
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4.9.7 Die Bundesrepublik Deutschland – Fernstraßen-Bundesamt – ist von Ansprü-

chen Dritter, die durch die Herstellung und Nutzung des Bauvorhabens ent-

stehen oder damit im Zusammenhang stehen, freizuhalten. 

 

4.10 Abfallrecht 

 

4.10.1 Vor Beginn der Baumaßnahmen ist ein Abfallverwertungskonzept zu erstellen 

und dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, vorzulegen. 

Die Formulare für das Abfallwertungskonzept sind unter nachfolgendem QR-

Code abrufbar: 

 

 

4.10.2 Für die sich aus Tabelle 2 des Erläuterungsberichts ergebenden gefährlichen 

Abfälle mit den Abfallschlüsseln 

- AVV 150110*, 

- AVV 080111*, 

- AVV 080409*, 

- AVV 160508*, 

ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe vor Inbetriebnahme mitzuteilen, wo 

diese gelagert werden und wie die ordnungsgemäße Entsorgung sicherge-

stellt wird.  

 

4.11 Naturschutz 

 

4.11.1 Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen (Seiten 4 – 5) der artenschutz-

rechtlichen Bewertung des Büro Wagner + Simon Ingenieure GmbH vom 

23.12.2022 sind zwingend umzusetzen, damit keine Verbotstatbestände nach 

§ 44 BNatSchG ausgelöst werden.  
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a) Brennesselbestand und Holunderstrauch sind im Winterhalbjahr und da-

mit außerhalb der Brutzeit zu entfernen. Die Fläche ist bis zum Baube-

ginn durch regelmäßige Mahd kurzzuhalten. 

b) Bis zum Baubeginn soll die Wiesennutzung vorzugsweise wie bisher 

fortgeführt werden. Kann dies nicht gewährleistet werden, so ist das 

Baufeld durch den Bauherrn im Vorfeld der Baumaßnahmen regelmä-

ßig, d. h. mindestens alle vier Wochen, zu mähen oder zu mulchen. 

 

4.11.2 Die artenschutzrechtliche Bewertung des Büro Wagner + Simon Ingenieure 

GmbH vom 23.12.2022, wird aufgrund seiner Ausführungen Bestandteil die-

ser Entscheidung. Die Ausführungen sind entsprechend umzusetzen.  

 

5. BEGRÜNDUNG 

 

5.1 Ausgangssituation 

 

Das Gundelsheimer Unternehmen Peter Kwasny GmbH betreibt eine Produktionsan-

lage mit zugehöriger Forschungs- und Entwicklungsabteilung zur Herstellung von 

Lackspraydosen und Lackstiften in 74831 Gundelsheim sowie ein Logistikzentrum in 

74889 Sinsheim für den Großhandelsvertrieb seiner Produkte. 

 

Die geplanten Änderungen beziehen sich auf das Logistikzentrum in 74889 Sinsheim, 

Neuland Straße 36, im Industriegebiet „Neuland“.  

Im Wesentlichen werden in dem Logistikzentrum Spraydosen gelagert, umgeschla-

gen und versendet. Das Logistikzentrum ist bereits als Anlage nach Nr. 9.1.2 und Nr. 

9.3.1 Anhang I der 4. BImSchV mit einer Lagerkapazität von 225 t brennbarer Gase in 

Aerosoldosen (776 t Spraydosen) immissionsschutzrechtlich genehmigt.  

Um auch weiterhin wettbewerbsfähig zu bleiben, plant das Unternehmen das Logistik-

zentrum zu erweitern.     

Aufgrund der Lagermengen an gefährlichen Stoffen handelt es sich um einen Be-

triebsbereich der oberen Klasse im Sinne von § 3 Abs. 5a BImSchG in Verbindung 

mit der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV). 
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5.2 Antragsgegenstand 

 

Mit Antragssatz vom 24.02.2023, eingegangen beim Regierungspräsidium Karlsruhe 

am 27.03.2023 und zuletzt ergänzt am 30.04.2025, beantragt die Firma Kwasny eine 

immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung (§ 16 Abs. 1 BImSchG) für die 

Erweiterung des bereits bestehenden Logistikzentrums am Standort Neuland Straße 

36 in 74889 Sinsheim (Flurstück-Nr. 8799). 

Das Vorhaben umfasst den Neubau eines automatischen Hochregallagers (HRL) zur 

Lagerung von Aerosolen, Lackstiften sowie von sogenannten Zukaufartikeln (Spach-

telstoffe, technische Aerosole). Des Weiteren soll ein Neubau als Versandbereich zur 

Bereitstellung von angelieferter Ware, bis zu Einlagerung in die Lagerbereiche bzw. 

zur Bereitstellung der Ware zur Versendung, errichtet werden. Zusätzlich ist der 

Rückbau der Regalanlagen bzw. der Peripherie im derzeit bestehenden HRL und die 

Umnutzung zu einem automatischen Kleinteilelager (AKL) in Planung. 

 

5.3 Genehmigungsverfahren 

 

Die geplante Änderung des Logistikzentrums bedarf einer immissionsschutzrechtli-

chen Genehmigung nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 

Außerdem war eine standortbezogene Vorprüfung nach den §§ 5, 7 und 9 des Geset-

zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPA) in Verbindung mit Anlage 1  

Nr. 9.1.2.2 und Anlage 3 des UVPGs durchzuführen.  

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Das Ergebnis wurde am 15.05.2024 auf der Homepage des Regierungspräsidiums 

Karlsruhe veröffentlicht. 

 

Das Genehmigungsverfahren wurde gemäß § 10 BImSchG als förmliches Verfahren 

mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. 
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Gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Be-

lange am Verfahren beteiligt: 

- Stadtverwaltung Sinsheim / Stadt- und Flächenentwicklung Baurecht, 

- Stadtverwaltung Sinsheim / Feuerwehr, 

- Stadtwerke Sinsheim, 

- Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis / Amt für Landwirtschaft und Natur-

schutz, 

- Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis / Amt für Feuerwehr und Katastro-

phenschutz,  

- Fernstraßen-Bundesamt / Referat 51 Straßenrecht und Straßenver-

kehrsrecht. 

 

Informiert über das Verfahren wurden: 

- BUND Baden-Württemberg, 

- NABU Baden-Württemberg, 

- Landesnaturschutzverband Baden-Württemberg. 

 

Das Vorhaben wurde am 29.12.2023 auf der Homepage des Regierungspräsidiums 

Karlsruhe und der Gemeinde Sinsheim sowie im Staatsanzeiger Baden-Württemberg 

öffentlich bekannt gemacht. Für den Erörterungstermin wurde der 10. und 11 April 

2024 festgelegt. 

 

Der Genehmigungsantrag mit den zugehörigen Unterlagen sowie entscheidungser-

hebliche Berichte und Empfehlungen, die dem Regierungspräsidium im Zeitpunkt der 

Bekanntmachung vorlagen, lagen, jeweils einschließlich, vom 08.01.2024 bis 

07.02.2024 bei der Gemeinde Sinsheim sowie beim Regierungspräsidium Karlsruhe 

zur Einsichtnahme aus. Zusätzlich waren die Antragsunterlagen in diesen Zeitraum 

auch über Homepage des Regierungspräsidiums einsehbar. 

 

Die gesetzliche Einwendungsfrist begann am 08.01.2024 und endete am 21.02.2024. 

In dieser Frist gingen keine Einwendungen von Bürgern sowie von Umweltverbänden 

ein.  

Aus vor genannten Gründen wurde auf den Erörterungstermin verzichtet.  
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Die Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe für die Erteilung dieser Ge-

nehmigung ergibt sich aus § 2 Abs. 1 Nr. 1b der Immissionsschutz-Zuständigkeitsver-

ordnung. 

 

5.4 Materielle Genehmigungsfähigkeit 

 

Die beantragte immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung ist zu erteilen, da 

sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer auf Grund des § 7 BIm-

SchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere 

öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes, der Errichtung 

und dem Betrieb der Anlage nichts entgegenstehen (§ 6 Abs. 1 BImSchG). 

 

§ 5 Abs. 1 BImSchG setzt voraus, dass 

- schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

Nachteile und erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die 

Nachbarschaft nicht hervorgerufen werden können (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 

BImSchG); 

- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefah-

ren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, 

insbesondere durch die dem Stand der Technik entsprechenden Maß-

nahmen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG); 

- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu 

verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 

beseitigt werden (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) und 

- Energie sparsam und effizient verwendet wird (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BIm-

SchG). 

 

Nach § 36 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) darf ein Verwal-

tungsakt, auf den ein Anspruch besteht, nur dann mit Nebenbestimmungen versehen 

werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen sind, oder wenn sie sicherstel-

len sollen, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt wer-

den. Nach § 6 Abs. 1 Satz 1 BImSchG besteht ein Rechtsanspruch auf eine immissi-

onsschutzrechtliche Genehmigung, wenn die dort genannten Genehmigungsvoraus-

setzungen erfüllt sind. § 12 Abs. 1 BImSchG enthält die gesetzliche Zulassung von 

Nebenbestimmungen, indem die immissionsschutzrechtliche Genehmigung unter Be-

dingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden kann,  
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soweit dies erforderlich ist, um die Erfüllung der in § 6 BImSchG genannten Genehmi-

gungsvoraussetzungen sicherzustellen. Dem Genehmigungsantrag konnte unter den 

in Ziffer IV. dieses Bescheides festgelegten Nebenbestimmungen stattgegeben wer-

den (§ 12 Abs.1 BImSchG). Die Nebenbestimmungen sind erforderlich, um die Erfül-

lung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen. 

 

5.4.1 Bauplanungs- und Bauordnungsrecht 

 

Bauplanungsrecht 

Das Vorhaben ist bauplanungsrechtlich zulässig. Es liegt im Geltungsbereich des  

festgesetzten Bebauungsplanes “Industriegebiet Neulandstraße“. Als Art der bauli-

chen Nutzung setzt der Bebauungsplan ein Industriegebiet (GI) (§ 9 BauNVO) fest. 

Das Industriegebiet dient ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben 

und zwar vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind. 

 

Zur bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens, wurde das Baurechtsamt 

der Stadt Sinsheim um Stellungnahme gebeten. Dieses teilte in ihrem Schreiben vom 

01.09.2023 daraufhin mit, dass gegen das Bauvorhaben unter Berücksichtigung der 

dort ebenfalls aufgezählten Auflagen/ Hinweise/ Nebenbestimmungen der: 

- Baurechtsbehörde Sinsheim, 

- Freiwillige Feuerwehr Sinsheim sowie 

- Stadtwerke Sinsheim, 

keine Bedenken bestehen.  

 

Die ergänzenden Anforderungen an die Anlage, wurden als Nebenbestimmungen un-

ter der Ziffer 4 dieser Entscheidung berücksichtigt. 

 

Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit im Hinblick auf das Störfallrecht 

Nach Artikel 13 der Seveso III-Richtlinie (Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer 

Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 

Richtlinie 96/82/EG des Rates) sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, dem Erfordernis 

Rechnung zu tragen, dass zwischen Betriebsbereich einerseits und Wohngebieten, 

öffentlich genutzten Gebäuden und Gebieten, Erholungsgebieten und – soweit mög-

lich – Hauptverkehrswegen andererseits ein angemessener Sicherheitsabstand ge-

wahrt bleibt. 
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Die Umsetzung dieses Artikels erfolgt im Wesentlichen in § 50 BImSchG. Danach 

sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nut-

zung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwir-

kungen und von schweren Unfällen in Betriebsbereichen hervorgerufene  

Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Ge-

biete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Na-

turschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und öffentlich 

genutzte Gebäude so weit wie möglich vermieden werden. Um dies sicherzustellen, 

ist ein angemessener Sicherheitsabstand zwischen Betriebsbereich und schutzbe-

dürftigen Gebieten und Objekten einzuhalten. 

Bei der geplanten Anlage handelt es sich um einen Betriebsbereich der oberen 

Klasse. Deshalb waren im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 

auch der angemessene Sicherheitsabstand und schutzbedürftige Nutzungen zu er-

mitteln und zu bewerten. 

Nach § 3 Abs. 5c BImSchG ist der angemessene Sicherheitsabstand der Abstand 

zwischen einem Betriebsbereich oder einer Anlage, die Betriebsbereich oder Be-

standteil eines Betriebsbereichs ist, und einem benachbarten Schutzobjekt, der zur 

gebotenen Begrenzung der Auswirkungen auf das benachbarte Schutzobjekt, welche 

durch schwere Unfälle im Sinne der Seveso III-RL hervorgerufen werden können, bei-

trägt. Der angemessene Sicherheitsabstand ist anhand störfallspezifischer Faktoren 

zu ermitteln. 

 

Benachbarte Schutzobjekte sind nach § 3 Abs. 5d BImSchG ausschließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienende Gebiete, öffentlich genutzte Gebäude und Ge-

biete, Freizeitgebiete, wichtige Verkehrswege, und unter dem Gesichtspunkt des Na-

turschutzes besonders wertvolle und besonders empfindliche Gebiete.  

Als störfallspezifische Faktoren, die im jeweiligen Einzelfall relevant sein können, sind 

die Art der jeweiligen gefährlichen Stoffe, die Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines 

schweren Unfalls und die Folgen eines etwaigen Unfalls für die menschliche Gesund-

heit und die Umwelt zu berücksichtigen. Technische Maßnahmen zur Verminderung 

des Unfallrisikos oder zur weiteren Begrenzung möglicher Unfallfolgen können einbe-

zogen werden, wenn über sie mögliche Schadensfolgen zuverlässig beeinflusst wer-

den können (siehe Hess. VGH, Urteil vom 11.03.2015 – 4 A 654/13 -, juris). 
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Bei der Bemessung des angemessenen Sicherheitsabstands kann der Leitfaden KAS 

18 der Kommission für Anlagensicherheit (Empfehlungen für Abstände zwischen Be-

triebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im 

Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG) mit herangezogen werden.  

Dieser wird ergänzt durch die Arbeitshilfe KAS-32 (Szenarienspezifische Fragestel-

lungen zum Leitfaden KAS-18). 

Danach sind die Auswirkungen für die Szenarien Stofffreisetzung, Brand und Explo-

sion zu betrachten. Das Fachgutachten „KAS-18: Gutachten zum angemessenen Si-

cherheitsabstand“ (Anlage 5) des TÜV Süd vom 07.06.2022, kommt zu dem Schluss, 

dass vom angemessenen Sicherheitsabstand nur ein kleiner Randbereich des Auto-

hofs Kolb betroffen ist. Es handelt sich hierbei um eine nicht bebaute Parkplatzfläche. 

Eine Feuerübertragung auf in diesem Bereich abgestellte Fahrzeuge ist bei dem un-

terstellten Brandszenario nicht zu erwarten. Es kann daher zusammenfassend davon 

ausgegangen werden, dass die zur Flucht erforderliche Zeit aufgrund der Brandent-

wicklungsdauer in jedem Fall gegeben ist.  

 

Die Unterschreitung des angemessenen Sicherheitsabstandes ist für diesen Einzelfall 

vertretbar, so dass das Vorhaben auch nicht gegen das Rücksichtnahmegebot nach  

§ 15 BauNVO verstößt. Die Unterschreitung des angemessenen Sicherheitsabstan-

des ist möglich, da im Einzelfall hinreichend gewichtige Belange für die Zulassung 

des Vorhabens streiten. Wie aus dem Gutachten zum angemessen Sicherheitsab-

stand hervorgeht, ist nur ein kleiner Randbereich der nicht bebauten Parkplatzfläche 

betroffen. Die Anzahl der sich im Falle eines Dennoch-Störfalls dort zeitgleich aufhal-

tenden Personen bewegt sich damit im unteren Bereich. Zudem kann aufgrund der 

gutachterlichen Stellungnahme davon ausgegangen werden, dass für die im Ausnah-

mefall dennoch betroffenen einzelnen Personen ausreichend Zeit zur Eigensicherung 

verbleibt.   

 

5.4.2 Brandschutz  

 

Das durch die Ingenieurgesellschaft Brandschutz Hoffmann mbH, erstellte Brand-

schutzkonzept in der Fassung vom 22.02.2023, ist Bestandteil der Genehmigungsun-

terlagen. Das Amt für Stadt- und Flächenentwicklung Abteilung 612 Baurecht der 

Stadt Sinsheim hat dem oben genannten Brandschutzkonzept zugestimmt und ergän-

zende Anforderungen gestellt, welche als Nebenbestimmungen unter Ziffer IV. dieser 

Entscheidung berücksichtigt wurden.  
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5.4.3 Anlagensicherheit 

 

Störfallrecht 

Aufgrund der Gefährlichkeitsmerkmale (z. B. Gefahrenkategorien H1, P5, E1, Was-

serstoff usw.) der max. zu lagernden 3.669,1 Tonnen Aerosoldosen handelt es sich 

bei der Anlage zur zeitweiligen Lagerung um einen Betriebsbereich der oberen 

Klasse mit erweiterten Pflichten gemäß der Störfall-Verordnung.  

 

Der Betreiber hat nach § 3 der 12. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung -12. BImSchV) die nach Art und Ausmaß 

der möglichen Gefahren erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um Störfälle zu ver-

hindern und vorbeugend Maßnahmen zu treffen, um die Auswirkungen von Störfällen 

so gering wie möglich zu halten. Die Beschaffenheit und der Betrieb des Betriebsbe-

reichs müssen dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechen.  

 

Die allgemeinen Betreiberpflichten sind im Sicherheitsbericht betrachtet und berück-

sichtigt worden. Anhand einer Gefahrenanalyse hat die Antragstellerin technische und 

organisatorische Maßnahmen abgeleitet, um betriebliche Gefahrenquellen und umge-

bungsbedingte Gefahrenquellen sowie den Eingriff Unbefugter vernünftigerweise aus-

schließen zu können. Dabei wurde der Stand der Sicherheitstechnik berücksichtigt. 

 

Betriebssicherheitserlaubnis 

Das beantragte Vorhaben stellt eine Anlage im Sinn von § 18 Abs. 1 Nr. 4 der        

BetrSichV dar, deren Errichtung und Betrieb der Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 und 3 

BetrSichV bedarf. 

 

Aus den Antragsunterlagen geht hervor, dass Aufstellung, Bauart und Betriebsweise 

den Anforderungen der Betriebssicherheitsverordnung und hinsichtlich des Brand- 

und Explosionsschutzes auch der Gefahrstoffverordnung entsprechen. Außerdem 

wurde dargelegt, dass die sicherheitstechnischen Maßnahmen geeignet sind. 

 

Als zugelassene Überwachungsstelle hat die TÜV Süd Industrie Service GmbH, in 

seinem Prüfbericht Nr. 3758717 vom 27. Februar 2023 festgestellt, dass die Anlage 

bei plan- und beschreibungsmäßiger Ausführung sicher betrieben werden kann, wenn 

die unter Nummer 4 genannten Punkte realisiert werden. 
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Die Nebenbestimmungen unter Nummer 4 dieser Erlaubnis beruhen auf § 18 Abs. 4 

BetrSichV und dienen zur Gewährleistung der Sicherheit und dem Schutz der Ge-

sundheit von Beschäftigten. Sie stellen sicher, dass die Voraussetzungen zur Ertei-

lung der Erlaubnis erfüllt werden. 

Gegen die Errichtung und den Betrieb der Lageranlage für entzündbare Flüssigkeiten 

bestehen bei Berücksichtigung der Nebenbestimmungen unter Nummer 4 dieses Be-

scheides und nach plan- und beschreibungsgemäßer Durchführung keine sicherheits-

technischen Bedenken. Nach § 18 Absatz 4 BetrSichV war die Erlaubnis daher zu er-

teilen. 

 

5.4.4 Immissionsschutz 

 

Luftreinhaltung 

Durch den bestimmungsgemäßen Betrieb ist nicht mit schädlichen Umweltauswirkungen 

durch Luftschadstoffe zu rechnen. 

 

Lärmschutz 

Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass schäd-

liche Umwelteinwirkungen und erhebliche Belästigungen für die Nachbarschaft u. a. 

durch Geräusche nicht hervorgerufen werden können. Zur Konkretisierung des Be-

griffs der schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräuschimmissionen wurde ge-

mäß § 48 BImSchG die Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum BImSchG 

(Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) erlassen. 

 

Durch den bestimmungsgemäßen Betrieb ist nicht mit schädlichen Umweltauswirkun-

gen durch Lärm zu rechnen. 

 

Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbeseitigung 

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu be-

treiben, dass Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu 

verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt 

werden.  

Im üblichen Betriebsablauf des Logistikbetriebs fallen nur in geringem Umfang nicht 

gefährliche Abfälle zur Verwertung an (Verpackungsabfälle aus Papier u. Pappe, Kar-

tonage, Altholz, Folie, gewerbliche Siedlungsabfälle und Eisenmetalle).  
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Diese werden einer ordnungsgemäßen Entsorgung zugeführt. Bei Betriebsstörungen 

anfallende Abfälle werden ggf. als gefährliche Abfälle entsorgt. 

 

Energieeffizienz 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errich-

ten und zu betreiben, dass Energie sparsam und effizient verwendet wird.  

Energieintensive Prozesse oder Anlagen werden nicht betrieben. Beim Betrieb der 

Lagerhallen fällt keine Energie auf einem nutzbaren Temperaturniveau an. 

Energieintensive Prozesse oder Anlagen werden nicht betrieben. 

 

5.4.5 Wasserrecht 

 

Bei der verfahrensgegenständlichen Anlage handelt es sich um eine Anlage der Ge-

fährdungsstufe D. Damit kann auf eine Eignungsfeststellung gemäß § 62 WHG i.V.m. 

§ 41 Abs. 3 AwSV verzichtet werden, wenn bei Behältern und Verpackungen die Zu-

lassungen nach gefahrgutrechtlichen Vorschriften vorliegt und durch ein Gutachten 

eines Sachverständigen bestätigt wird, dass die Anlage insgesamt die Gewässer-

schutzanforderungen erfüllt. 

Die Anlage darf in diesem Fall wie geplant errichtet und betrieben werden, wenn die 

zuständige Behörde innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach Vorlage der ge-

nannten Nachweise und des Gutachtens nach, weder die Errichtung oder den Betrieb 

untersagt, noch Anforderungen an die Errichtung oder den Betrieb festgesetzt hat.  

 

Die Zulassung der Behälter und Verpackungen in gefahrgutrechtlicher Hinsicht wurde 

durch den Antragsteller bestätigt. Plausibilisierend wurden dem Regierungspräsidium 

Karlsruhe einzelne Zulassungen übermittelt. 

 

Überdies wurde über die Nebenbestimmung Ziffer 4.8.13 sichergestellt, dass die In-

betriebnahme der Anlage erst nach Vorlage des nach § 41 Abs. 3 AwSV notwendigen 

Gutachtens sowie einer Freigabe durch das Regierungspräsidiums Karlsruhe möglich 

ist.  
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5.4.6 Naturschutz  

 

Die Vorhabensfläche liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Neulandstraße“. 

Von verfahrensgegenständlichem Vorhaben werden Schutzgebiete oder Biotopstruk-

turen i.S.d. 88 23 ff. Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) nicht berührt. Die untere 

Naturschutzbehörde sowie die Naturschutzverbände wurden am Verfahren beteiligt 

und haben keine Bedenken gegen das Vorhaben. 

Es wurde nach einem Ortstermin (18.10.2022) eine artenschutzrechtliche Bewertung 

durch einen Gutachter (Büro Wagner + Simon Ingenieure GmbH aus Mosbach vom 

23.12.2022) vorgenommen. Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung 

zeigen, dass bei Umsetzung der in der Untersuchung genannten Maßnahmen durch 

das Vorhaben keine Verbotstatbestände nach § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes 

(BNatSchG) zu erwarten sind. Der Erweiterung des Logistiklagers auf dem Betriebs-

gelände konnte daher aus naturschutzfachlicher und artenschutzrechtlicher Sicht zu-

gestimmt.  

 

5.4.7 Arbeitsschutz 

 

Der Arbeitgeber hat nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes und nach § 3 der Betriebssi-

cherheitsverordnung durch eine Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit ver-

bundenen Gefährdung zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeitsschutzes erforderlich 

sind.  

Auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung sind die erforderlichen Schutzmaßnah-

men vom Arbeitgeber zu treffen. Zusätzliche bauliche und organisatorische Anforderun-

gen zum Arbeitsschutz werden mit Umsetzung der dortigen Nebenbestimmungen gere-

gelt. 

 

6. GEBÜHRENENTSCHEIDUNG 

 

Die Gebührenentscheidungen beruhen auf den §§ 1, 3, 4, 5, 7, 12 und 16 des Lan-

desgebührengesetzes (LGebG) vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 895 ff) sowie der 

Verordnung über die Festsetzung der Gebührensätze für öffentliche Leistungen der 

staatlichen Behörden für den Geschäftsbereich: 

- des Umweltministeriums (GebVO UM) vom 23. September 2021, 

- des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen (GebVO MLW) 

vom 01. März 2024,  
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in den jeweils aktuellen Fassungen und den nachfolgend im Einzelnen genannten 

Nummern der jeweiligen Gebührenverzeichnisse hierzu (GebVerz UM, GebVerz 

MLW). 

Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in Höhe von 117.559 € festgesetzt. 

Zunächst errechnete Gebühr nach Investitionskosten 

Der Gebührenberechnung liegen folgende Kosten (inklusive Umsatzsteuer) zugrunde: 

Gesamtkosten      26.000.815,47 €  

davon Baukosten        9.712.690,75 € 

 

1. Immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 

des Gefahrstofflagers 

 

gemäß Nr. 8.1.1 GebVerz UM: 

17.500 € + 11.250 € (0,05 % von 22.500.815 €) =   28.750 € 

 

Erhöhung der Gebühr aufgrund Anmerkung nach Nr. 8.4.5 GebVerz UM (An-

tragsunterlagen mit Sicherheitsbericht): 

Hier: Erhöhung um ein Viertel:     35.937 € 

 

gemäß Nr. 8.8.2 GebVerz UM (Vorprüfung des Einzelfalls) 

125 % von 35.937 € =       44.921 € 

 

2. Erlaubnis nach § 18 BetrSichV 

gemäß Nr. 19.2.1 GebVerz UM   

26.000.815,47 € - 9.712.690,75 € = 16.288.124,72 

22 500 zuzüglich 0,1 Prozent des 5 000 000 Euro  

übersteigenden Betrages  33.788 € 

 

3. Baugenehmigung 

gemäß Nr. 13.1.1 GebVO MLW 

9.712.690 x 0,4 Prozent. =   38.850 € 

 

Die Gebühr beträgt damit insgesamt  117.559 € 
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Gebühren und Auslagen werden nach §18 LGebG mit der Bekanntgabe der Entschei-

dung zur Zahlung fällig. Wird die Gebühr nicht innerhalb eines Monats nach Fälligkeit 

entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag 

von 1 v. H. des rückständigen Betrages zu entrichten (§ 20 LGebG).  

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebührenentscheidung nach § 80 Abs. 2 Ziff. 1 

der Verwaltungsgerichtsordnung kraft Gesetz sofort vollziehbar ist. Widerspruch und 

Anfechtungsklage haben demnach keine aufschiebende Wirkung gegenüber der Ge-

bührenfestsetzung und zwar auch dann nicht, wenn diese Wirkung gegenüber der 

Sachentscheidung eintritt.  

Bitte leisten Sie Zahlungen ausschließlich an die Landesoberkasse Baden-Württem-

berg, BW-Bank Karlsruhe, IBAN: DE02 6005 0101 7495 5301 02,  

BIC: SOLADEST600 und geben Sie als Verwendungszweck das oben angeführte 

Kassenzeichen an. Bei Beträgen bis 5.000 € besteht auch die Möglichkeit der Online-

Zahlung. 

Gebühren und Auslagen werden nach § 18 LGebG mit der Bekanntgabe der Ent-

scheidung zur Zahlung fällig. Wird die Gebühr nicht innerhalb eines Monats nach Fäl-

ligkeit entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszu-

schlag von 1 vom Hundert des rückständigen, auf volle 50 Euro nach unten abgerun-

deten Betrages zu entrichten (§ 20 LGebG). 

 

7. RECHTSBEHELFSBELEHRUNG 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg mit Sitz in Mannheim erhoben werden. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer in Prozesskos-

tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 

Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof einge-

leitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatli-

chen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen 

Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, zugelas-

sen; soweit diese Beteiligte sind, können sie sich selbst vertreten.  
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Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse kön-

nen sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Be-

schäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Perso-

nen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-

chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Weitere Vertretungs-

befugnisse können sich im Einzelfall aus § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 der Verwal-

tungsgerichtsordnung ergeben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Marc Hafner 

 

 

 

HINWEISE 

 

Anlagen der Außenwerbung in Ausrichtung auf die Verkehrsteilnehmer der BAB 6 in 

einer Entfernung bis zu 40 m vom äußeren befestigten Rand der Fahrbahn sind 

grundsätzlich unzulässig. In einer Entfernung von 40 bis 100 m vom äußeren befes-

tigten Rand der Fahrbahn bedürfen sie – auch an der Stätte der Leistung – einer ge-

sonderten Zustimmung des Fernstraßen-Bundesamtes. Bei Errichtung in einer Entfer-

nung von mehr als 100 m wird auf §§ 33, 46 StVO verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internet-
seite unter 
Datenschutzerklärung zur Verwaltungstätigkeit der Regierungspräsidien 
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/A-01.pdf

